
Lothar Höbelt

Die „österreichischen“ Liberalen und der Erste
Weltkrieg

Vorbemerkung I: „Franz Josephs-Land“

Außenpolitik spaltet Parteien, insbesondere liberale Parteien: Die Debatten um
den britischen Kriegseintritt oder die Friedensresolution des Reichstages, der
Konflikt zwischen Clemenceau und Caillaux während des Weltkrieges liefern
dafür anschauliche Beispiele. In der Habsburgermonarchie gab es derlei Span-
nungen selbstverständlich auch, aber sie wurden überdeckt vom Nationalitä-
tenkonflikt, wie sich das am Beispiel der beiden wichtigsten ethnischen Grup-
pen der westlichen, „österreichischen“ Reichshälfte, von Deutschen und
Tschechen, gut ablesen lässt. Maßgeblich für die Einstellung einzelner Politi-
ker oder Flügel von Parteien waren weniger unterschiedliche politische oder
weltanschauliche Zielsetzungen, sondern die Einschätzung ihrer Realisie-
rungschancen, die wiederum eng mit dem Verlauf des Krieges zusammenhin-
gen.

Nicht bloß die Liberalen, wie immer man sie auch definiert, sondern alle
Parteien des alten Österreich, befanden sich – verglichen mit ihren reichsdeut-
schen, französischen, britischen, italienischen, ja selbst russischen Kollegen in
einer besonderen, nämlich besonders ohnmächtigen Situation, was die Au-
ßenpolitik des Reiches betrifft. Außenpolitik galt in konstitutionellen Monar-
chien im besonderen Maße als Teil der monarchischen Prärogative. Daraus
ergaben sich auch anderswo Konflikte; ja selbst in Republiken unterlief die
Geheimdiplomatie, die bald darauf von Wilson so sehr aufs Korn genommen
wurde, vielfach parlamentarische Kontrollmechanismen. Doch nur in Öster-
reich-Ungarn waren Außenpolitik und Militär der Kontrolle des Parlaments
von vornherein entzogen. Diese Materien wurden als „gemeinsame Angele-
genheiten“ vielmehr von einem Ausschuß beider Häuser des österreichischen
bzw. des ungarischen Parlaments verhandelt, den sogenannten Delegationen,
die nur wenige Wochen im Jahr tagten und auf Grund des Votums der Mit-
glieder des Oberhauses fast nie oppositionelle Mehrheiten produzierten.

Ein ungarischer Delegierter fasste das Resultat – in einer Anspielung auf
rezente, arktische Entdeckungen – einmal so zusammen: Außenpolitik – das
ist für uns Franz Josephs-Land, eine dunkle, unbekannte Welt, in die kein
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Lichtschein fällt, es sei denn die Reflexion von der Spitze eines Bajonetts.1
Eduard Herbst, der umstrittene Führer der deutschösterreichischen Liberalen
in ihrer Glanzzeit, hatte 1878/79 den Verfassungskonflikt über die Kontrolle
der Außenpolitik noch einmal aufgerollt und war damit gescheitert.2 Seine
Nachfolger hatten diese Lektion nur allzu gut beherzigt. Die Delegationen
wurden auch während der Krisen der Jahre 1912/13 nur zu patriotischen De-
klamationen benützt, verbunden mit Seitenhieben auf nationale Gegner im In-
neren des Vielvölkerreiches. Ein agrarischer Delegierter wies im Herbst 1912,
bei Ausbruch des 1. Balkankrieges, jegliche Versuchung mit den Worten von
sich: „Halten wir uns zurück mit superklugen Vorschlägen. Wenn wir auch
dazu berufen sind, halte ich doch in diesem Moment die wenigsten von uns
dazu für auserwählt...“3

Doch selbst diese Bühne, die keine wirklich tiefschürfenden Debatten oder
begleitende Kontrolle zuließ, war den österreichischen Parteien im 1. Welt-
krieg versperrt. Die Delegationen tagten während des gesamten Krieges nur
ein einziges Mal, im Dezember 1917, zu einer Zeit, als die Friedensverhand-
lungen in Brest-Litowsk gerade in Gang kamen und man dem Außenminister
kaum mehr als gute Wünsche mit auf den Weg mitgeben konnte,4 auch wenn
sich in der Öffentlichkeit eine Debatte zwischen Siegfriedensbefürwortern und
Anhängern eines Verständigungsfriedens entspann, die viele Ähnlichkeiten
mit der Debatte im Deutschen Reich aufwies.5 Der Grund, warum die Dele-
gationen so lange nicht einberufen wurden, aber lag darin, dass zwar der un-
garische Reichstag den gesamten Krieg über weiterhin tagte, der Reichsrat in
der österreichischen Reichshälfte aber schon im März 1914 vertagt worden war
und erst von Kaiser Karl im Mai 1917 wiederum einberufen wurde.

Dazu kam ein Element, das Österreich-Ungarn in subtiler Weise von den
Weltmächten unterschied. Die Wiener Diplomatie entwickelte im Laufe des
Krieges eine gewisse, vielfach unterschätzte Meisterschaft darin, ‚the leverage
of the weak’ einzusetzen und in Verhandlungen mit dem großen Bruder, dem
Deutschen Reich, in eigenen Belangen ihren Willen immer wieder durchzu-

1 Zitiert nach Istvan Dioszegi: The Independent Opposition and the Monarchy’s Foreign Policy,
1900-1914. In: Etudes Historiques Hongroises 1975. Budapest 1975, S. 207-238, hier S. 217.

2 Lothar Höbelt: Der „schwarz-gelbe“ Reichskritikus. Eduard Herbst (1820-1892). In: Jahrbuch
zur Liberalismusforschung 19 (2007), S. 193-209; ders.: The Bosnian Crisis Revisted: Why
did the Austrian Liberals oppose Andrassy? In: ders./T. Otte (Hrsg.), A Living Anachronism.
European Diplomacy and the Habsburg Monarchy. Festschrift für Francis Roy Bridge zum 70.
Geburtstag. Wien 2010, S. 177-198.

3 Stenographische Sitzungs-Protokolle der Delegaton des Reichsrates, 47. Session, S. 57
(16.11.1912).

4 Czernin erkrankte nach der Eröffnung der Delegationen und reiste dann sofort nach Brest ab;
vgl. Statni Oblastni Archiv (SOA) Zamrsk, Familienarchiv (RA) Parish, Tagebuch Oswald
Parish v. Senftenberg, 10. u. 18. Dezember 1917.

5 Vgl. dazu Birgitt Morgenbrod: Wiener Großbürgertum im Ersten Weltkrieg. Die Geschichte
der ‚Österreichischen Politischen Gesellschaft’ 1916-1918. Wien 1994, S. 130 ff.
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setzen oder zumindest die Pläne des Verbündeten zu konterkarieren. Man war
sich aber sehr wohl darüber im Klaren, die wirklich großen Entscheidungen
nur am Rande beeinflussen zu können, wie es Österreich-Ungarn z.B. anhand
der fatalen Entscheidung für den uneingeschränkten U-Boot-Krieg Anfang
1917 ad oculos demonstriert wurde. Oder wie der österreich-ungarische Au-
ßenminister Graf Ottokar Czernin dem frischgebackenen Übergangskanzler
Michaelis in der ihm eigenen saloppen Art im August 1917 versicherte: „Öster-
reich-Ungarn stehe und falle mit seinem Bündnisse. Was er aber nicht wisse,
sei, ob es stehen oder fallen werde.“6

Wenn diese gewisse Ohnmacht den Ereignissen gegenüber schon für den
Außenminister und das Armeeoberkommando (AOK) galt, um wie viel mehr
dann erst für die Parteien und ihre Repräsentanten, die im Dunkeln tappten,
vielfach auf die Gerüchtebörse angewiesen waren und um ihre Meinungen
nicht einmal gefragt wurden. Was blieb, war das Bestreben, die großen welt-
politischen Konjunkturen, die man kaum beeinflussen konnte, für eigene An-
liegen zu nützen, als Trittbrettfahrer oder gegebenenfalls auch Bremser, aber
nicht als Steuermänner des Staatsschiffes. Es gab sehr wohl eine intensive
Kriegszieldebatte in Österreich, aber weniger um Annexionen und Grenzstrei-
fen, Flottenstützpunkte oder gar Kolonien, sondern um „innere Kriegsziele“,
um die Umgestaltung des Reiches zugunsten der eigenen nationalen Interessen.
Der jungtschechische Abgeordnete und Historiker Zdeněk Tobolka, brachte es
auf den Punkt, wenn er Anfang 1917, als die Situation wieder einmal besonders
unübersichtlich geworden war, dem Sozialistenchef Bohumil Smeral gegen-
über bemerkte: „Irgendwie müssen wir den Krieg doch ausnützen.“7

Vorbemerkung II: Die drei Lager und die ‚petka’

Die liberalen Parteien, wer waren sie? Offiziell gab es keine Liberalen mehr,
nicht einmal in Ungarn, wo die von Kalman Tisza gegründete, lange Zeit re-
gierende Liberale Partei 1906 aufgelöst worden war und sich seit ihrer Neu-
gründung unter Tiszas Sohn Istvan 1910 Partei der nationalen Arbeit nann-
te.8 Freilich: Die ungarische Politik, bei einem weiterhin sehr eingeschränkten
Elektorat ein Elitensport sondergleichen, der nach außen hin oft den Eindruck

2.

6 Andre Scherer/Jacques Grunewald (Hrsg.): L’Allemagne et les Problèmes de la Paix pendant
la première Guerre Mondiale, Bd. 2 (= APP II). Paris 1966, S. 297 (1.8.1917); vgl. auch In-
geborg Meckling: Die Aussenpolitik des Grafen Czernin, Wien 1969.

7 Martin Kucera (Hrsg.): Zdeněk Tobolka, Muj denik z prni svetove války. Prag 2008, 22.1.1917.
8 Gabor Vermes: Istvan Tisza. New York 1985, S. 121, 134 f.
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vermittelte, dass Familienfehden wichtiger genommen wurden als Parteipoli-
tik,9 soll hier schon mangels Sprachkenntnissen nicht weiter verfolgt werden.

In der österreichischen Reichshälfte, „Cisleithanien“, das erst seit Herbst
1915 offiziell den Namen Österreich führte, war die Ausdifferenzierung des
Parteienspektrums bei manchen der kleineren Nationalitäten noch nicht hin-
reichend weit gediehen. Man hielt hier oft noch bei nationalen Sammelparteien,
z.B. bei den Ukrainern. Bei Rumänen und Kroaten war eine gewisse Auffä-
cherung des politischen Spektrums in konservative und progressive Strömun-
gen zu beobachten. Bei den Slowenen war der Einzugsbereich der Liberalen
seit der Wahlreform auf einen einzigen Wahlkreis (die Stadt Laibach) be-
schränkt; bei den Italienern standen die Nationalliberalen seit Kriegsausbruch
mit wenigen Ausnahmen im Verdacht des Irredentismus, sofern sie nicht über-
haupt nach „Reichsitalien“ geflohen waren.

Es blieben die drei großen nationalen Blöcke „Cisleithaniens“, Deutsche,
Tschechen und Polen. Die Rolle der Polen in der österreichischen Politik lässt
sich kaum überschätzen. Die Polen, zumindest die konservativen Polen, waren
die Regierungspartei par excellence. Sie machten ihren Einfluß in Wien über
den Polenklub geltend, der zwar nach Einführung des allgemeinen und glei-
chen (Männer-)Wahlrechts 1906/07 gewisse Turbulenzen durchgemacht, seit
1915/16 seine Reihen aber wieder dicht geschlossen hatte – und für ein mög-
lichst unabhängiges, möglichst geeintes Polen kämpfte, das mit Habsburg im
Rahmen einer „trialistischen“ Lösung oder auch nur über eine Personalunion
weiterhin verbunden bleiben sollte.

Die Verhältnisse innerhalb des Polenklubs waren komplex: Die demokra-
tische Strömung repräsentierte das städtische Milieu Galiziens und damit viel-
fach jüdische Wähler; politisch folgte sie meist weiterhin der Führung der
Krakauer Konservativen mit ihrer anti-russischen Orientierung. Unter der pol-
nischen Minderheit in Ostgalizien hingegen dominierten die eher antisemiti-
schen Nationaldemokraten, im Bündnis mit den konservativen „Podoliern“,
die in der ukrainischen Nationalbewegung eine größere Gefahr sahen als im
Zarenreich. Weltanschauliche ‚cleavages’ wurden von dieser „Orientierungs-
frage“ überlagert. Während das geschlossene Auftreten des Polenklubs nach
außen als Vorbild sehr wohl seine Wirkung ausübte, eignet sich das polnische
Parteienspektrum daher für einen Vergleich weniger gut. Die „Sonderstellung“
Galiziens, wie das Schlagwort lautete, war in dieser Beziehung längst gege-
ben.10

Deutsche und Tschechen der Habsburgermonarchie hingegen verfügten
über ein Parteienspektrum, das – bei aller Gegnerschaft – große Ähnlichkeiten

9 Graf Julius Andrassy: Diplomatie und Weltkrieg. Berlin 1920, S. 294: „So gestaltete sich die
politische Krise zu einer Familienkrise.“

10 Vgl. Teresa Stochel-Nabielska: Das polnische Parteienspektrum in Galizien vor 1914. Un-
gedr. Phil. Diss. Wien 2008.
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aufwies, ja nahezu ident war. Nur in den Größenverhältnissen gab es gewisse
Unterschiede; in der Ausdifferenzierung war eine gewisse zeitliche Verschie-
bung zu bemerken. Bei den Tschechen als „underdogs“ hatte sich die Abkehr
von der Tradition der nationalen Sammelpartei erst spät, kurz vor der Jahr-
hundertwende, vollzogen. Deutsche und Tschechen bewohnten die industriel-
len Kernzonen des Reiches. Es gab in Böhmen daher eine starke Sozialdemo-
kratie – diese „kleine Internationale“ war übrigens 1911 ebenfalls entlang na-
tionaler Scheidelinien entzweigebrochen.11 Vor allem aber: Wie fast überall
im katholischen Europa verlief die Hauptkampflinie der bürgerlichen Politik
entlang der Kulturkampffronten. Das hieß: Liberale waren per definitionem in
erster Linie Antiklerikale. Ob sie daneben auch Freihändler oder Demokraten
waren, fiel als parteibildender Faktor weniger ins Gewicht.

Innerhalb dieses freisinnigen Spektrums gab es keine klar erkennbare Schei-
dung in Links- und Rechtsliberale, sondern eine Differenzierung nach sozialen
oder „ständischen“ Kriterien. Es gab eine Agrarpartei, eine Arbeiterpartei (die
sich auf beiden Seiten früher oder später den Namen Nationalsozialisten zu-
legte) und eine städtisch-bürgerliche Gruppierung. Das „flache Land“ wurde
mit Ausnahme Böhmens (und Kärntens) von den katholischen Parteien domi-
niert. Die Agrarpartei spielte daher bei den Tschechen eine weit größere und
zentralere Rolle als bei den Deutschen. Auch die Nationalsozialisten galten
hier mit Recht als eigenständige Kraft. Man sprach daher bei den Tschechen
nicht von drei politischen Lagern wie bei den Deutschen, sondern von der
„pětka“, der Fünfergruppe. Das zugrundeliegende Muster war dennoch das
gleiche, bloß die Emanzipation der ständischen Untergruppen, wie sie sich
nach 1918 dann auch bei den Deutschen vollzog, war bei den Tschechen schon
früher vorweggenommen worden.12

Die städtisch-bürgerlich-freisinnigen Gruppen, die Liberalen oder zumin-
dest Erben der Liberalen, waren bei den Deutschen im Nationalverband der
deutschfreiheitlichen Abgeordneten zusammengefasst (der auch die Agrarier
einband). Sein Pendant war die sogenannte „jungtschechische“ National-frei-
sinnige Partei. Die Binnendifferenzierung erfolgte in erster Linie nach regio-
nalen Kriterien. Der Nationalverband war ein Dachverband von Abgeordneten
aus nicht weniger als einem Dutzend Kronländern. In den Alpenländern, wo
die Freiheitlichen eine Minderheit darstellten, standen dahinter in der Regel
ziemlich einheitliche Parteivereine. In den Sudetenländern, wo die National-
liberalen die Mehrheit stellten, unterschied man mittelständische Deutschra-
dikale und elitäre Deutschfortschrittliche. Auch diese Unterscheidung ging

11 Raimund Löw: Der Zerfall der ‚kleinen Internationale’: Nationalitätenkonflikte in der Ar-
beiterbewegung des alten Österreich (1889-1914). Wien 1984.

12 Robert Luft: Parlamentarische Führungsgruppen und politische Strukturen in der tsche-
chischen Gesellschaft. München 2012; Lothar Höbelt: Kornblume und Kaiseradler. Die
deutschfreiheitlichen Parteien Altösterreichs 1882-1918. Wien 1993.

155

https://doi.org/10.5771/9783845256511_151 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845256511_151
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/


zum Teil auf regionale Gegebenheiten zurück: Die Deutschradikalen domi-
nierten im geschlossenen deutschen Sprachgebiet, die Fortschrittlichen im ge-
hobenen Milieu des sogenannten „Inseldeutschtums“ in Prag,13 Brünn, Bud-
weis etc. Auch bei den Jungtschechen war zwischen Böhmen und Mähren eine
Spaltung eingetreten. Die böhmischen Jungtschechen repräsentierten das Es-
tablishment; ihr mährischer Flügel (der sich Volkspartei nannte) war wegen
der Übermacht der Katholisch-Nationalen Partei in Mähren ein oppositionelles
Element.

Daneben gab es auf deutscher wie tschechischer Seite innerhalb des frei-
heitlichen Spektrums auch Kleinparteien, die auf Grund des Wahlsystems im
Parlament zuweilen als „Ein-Mann-Parteien“ auftraten. Auf tschechischer Sei-
te war ihr berühmtester Vertreter zweifellos Tomas G. Masaryk mit seinen
„Realisten“, der in den neunziger Jahren eine Zeitlang mit den Jungtschechen
kooperierte, dann aber seine eigenen Wege ging.14 Die übrigen Kleinparteien
füllten die Lücke zwischen Jungtschechen und Nationalsozialisten, darunter
auch die Staatsrechtlich-Fortschrittlichen, die insofern aus dem Rahmen fielen,
weil sie sich auch in den Kriegsjahren allen Vereinnahmungsversuchen wi-
dersetzten. Das Pendant zu den dogmatischen Staatsrechtlern stellte auf deut-
scher Seite das Kleeblatt der unentwegten Alldeutschen dar. Darüber hinaus
war die Reichshaupt- und Residenzstadt Wien das Refugium der „wilden“
Abgeordneten, die ihr Mandat einem Stichwahlbündnis mit der Sozialdemo-
kratie verdankten, das 1911 gegen den Willen des Nationalverbands und der
Regierung abgeschlossen wurde. Am ehesten vergleichbar mit den Linkslibe-
ralen im Reich, fand sich erst 1917 eine Handvoll von ihnen in der Freiheitli-
chen Vereinigung zusammen. Ihr prominentester Vertreter war der freihänd-
lerische Industrielle Max Friedmann, der 1916 mit einigen seiner Anhänger
kurz auch dem Nationalverband beitrat.15

13 Vgl. Lothar Höbelt: Drei Lager und drei Zonen. Deutsche und italienische Nationalliberale
in der Habsburgermonarchie. In: Jahrbuch zur Liberalismus-Forschung 16 (2004), S. 75-88.
In Prag führte ein Vetter Franz Kafkas die Deutschfortschrittliche Partei.

14 Zbynek Zeman: The Masaryks. The Making of Czechoslovakia. London 1976, S. 67 ff.; Josef
Kalvoda: The Genesis of Czechoslovakia. Boulder 1986, S. 17 ff.

15 Kurioserweise handelte es sich bei seinen Bundesgenossen um ehemalige Christlichsoziale,
Vertreter der „Hörndlbauern“, die wegen der Hochschutzzollpolitik mit ihrer Partei gebro-
chen hatten, zu Friedmann vgl. auch Roman Sandgruber: Traumzeit für Millionäre. Die 929
reichsten Wienerinnen und Wiener im Jahr 1910. Wien 2013, S. 344; Marie-Therese Arnbom:
Friedmann, Gutmann, Lieben, Mandl, Strakosch. Fünf Familienporträts aus Wien vor 1938.
Wien 2002, S. 160-167; Morgenbrod, Großbürgertum (wie Anm. 5), S. 45ff.
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Die „inneren Kriegsziele“

Die Debatte um die Umgestaltung der Habsburgermonarchie wurde von einem
deutsch-polnischen Doppelprojekt beherrscht, wie es bereits in den ersten Wo-
chen des Krieges – noch vor den ersten Schlachten – erörtert wurde: „Mittel-
europa“, die Vorstellung einer Ausgestaltung des Bündnisses mit dem Deut-
schen Reich, war verbunden, ja in gewisser Weise geradezu bedingt durch die
sogenannte „austro-polnische“ Lösung. Das russische Kongreß-Polen mit sei-
nen 12 Mio. Einwohnern sollte mit Galizien zu einer „dritten Reichshälfte“ der
Monarchie vereinigt werden. Sobald die galizischen Abgeordneten aus dem
Wiener Reichsrat ausschieden, ergab sich im verbleibenden „Westösterreich“
wiederum eine deutsche Mehrheit. Ein polnischer Reichsteil ließ in Berlin je-
doch Zweifel an der Verlässlichkeit des Bündnispartners aufkommen. Deshalb
forderte das Deutsche Reich von Österreich zusätzliche Garantien, Militär-
konvention oder Zollunion, „ever closer union“, eine „Annäherung“, von der
sich nicht zuletzt die Deutschösterreicher verstärkten politischen Rückhalt
versprachen.16

Für die Deutschösterreicher auf der einen, die galizischen Polen auf der
anderen Seite bedeuteten diese miteinander verschränkten „inneren Kriegs-
ziele“ die Quadratur des Kreises, die Erfüllung nationaler Einigungsbestre-
bungen, verbunden mit der Bewahrung ihrer dominanten Stellung in den bis-
herigen Kronländern. Nationalverband und Polenklub waren deshalb von An-
fang an Feuer und Flamme für diese Lösung. Die Regierungen in Wien und
Berlin traten diesen Plänen beide jeweils nur mit gewissen Mentalreservatio-
nen näher. Im Auswärtigen Amt erklärte Jagow: „Alle Lösungen der polni-
schen Frage sind bekanntlich schlecht.“17 In Wien legte Ministerpräsident
Stürgkh zwar Lippenbekenntnisse ab, ließ intern aber deutlich seine Skepsis
durchblicken und wollte alle Änderungen, aber auch jegliche Einberufung des
Reichsrats, am liebsten auch alle öffentlichen Erörterungen, bei der diese Fra-
gen zur Sprache kämen, vertagen, „bis der letzte Schuß gefallen ist“.18

Diese Passivität wurde Stürgkh von deutscher und polnischer Seite schwer
angekreidet; sie stieß dafür auf das Wohlgefallen der Tschechen, die seine

3.

16 Achim Müller: Zwischen Annäherung und Abgrenzung. Österreich-Ungarn und die Diskus-
sion um Mitteleuropa im Ersten Weltkrieg. Marburg 2001; Heinz Lemke: Allianz und Riva-
lität. Die Mittelmächte und Polen im Ersten Weltkrieg (bis zur Februarrevolution). Wien
1977.

17 Andre Scherer /Jacques Grunewald (Hrsg.): L’Allemagne et les Problemes de la Paix pendant
la premiere Guerre Mondiale, Bd. 1 (= APP I). Paris 1962, S. 270-272 (Brief an Tschirschky,
16. Februar 1916).

18 Vgl. die Memoiren des mit der Ausarbeitung der Verfassungsentwürfe betrauten Innenmi-
nisters: Max Frh. v. Hussarek (Hrsg.): Erinnerungen des Erasmus Freiherrn von Handel. In:
Jahrbuch der Leo-Gesellschaft 1930, S. 39-116; hier S. 68.
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„konsequente Passivität“ ausdrücklich lobten.19 Denn die Tschechen hatte der
Krieg auf dem falschen Fuß erwischt: Seit die Regierung nach Jahren der
deutschen Obstruktion und der Vertagung der Verhandlungen über einen na-
tionalen Ausgleich die Selbstverwaltung Böhmens 1913 aufgehoben hatte,
obstruierten die Tschechen im Wiener Parlament unter der Devise: Ohne
Landtag auch kein Reichsrat. Der Krieg gegen Russland war alles andere als
populär; tschechische Politiker bemühten in diesem Zusammenhang gern die
Hypothese, genauso wenig wie ein Krieg gegen Deutschland bei den Deutsch-
österreichern populär gewesen wäre. Eine ganze Reihe von tschechischen Po-
litikern wurde wegen des Verdachts hochverräterischer Aktivitäten vom Mi-
litär verhaftet, in erster Linie Nationalsozialisten (ihre Fraktion wurde nahezu
halbiert), mit einem Paukenschlag achtundvierzig Stunden vor dem italieni-
schen Kriegseintritt dann auch Karel Kramař, der führende Kopf der Jung-
tschechen, in gewisser Weise der österreichische „leader of the opposition“.

Einen Burgfrieden, eine Union Sacrée, wie sie in Deutschland und Frank-
reich bei aller Kritik an ihrer mythischen Überhöhung denn doch zumindest
eine Zeitlang bestand, gab es in Österreich daher nicht einmal in Ansätzen. Im
Gegenteil: Man erging sich in „zielbewußter Vernaderei [i. e. Denunziation,
L. H.]“, wie der Statthalter von Böhmen schrieb: „Die Deutschen betätigen
sich großartig patriotisch auf allen Gebieten. Die Politiker derselben hetzen
unverantwortlich gegen die Böhmen.“20 Die Furcht, die nationalen Rivalitäten
würden sich eruptiv entladen, sobald man ihnen wiederum eine Bühne ver-
schaffte, war nicht von der Hand zu weisen; dagegen waren die Krokodilsträ-
nen der Regierung darüber, dass sie ohne Parlament auskommen musste, kei-
neswegs für bare Münze zu nehmen. Im Gegenteil: Bethmann-Hollwegs Pen-
dant, der österreichische Ministerpräsident Graf Karl Stürgkh (1911-16) ent-
wickelte in den ersten beiden Kriegsjahren geradezu eine Meisterschaft darin,
nach allen Seiten hin ungedeckte politische Wechsel auszuteilen – einzulösen
wohlgemerkt freilich erst nach Kriegsende.

Gerade weil es den Waffenstillstand zwischen den Nationen nicht gab, ge-
wann der Gedanke an einen Waffenstillstand zwischen den Parteien an At-
traktivität. Die Regierung Stürgkh hatte bis 1914 mit einer „Politik der Dia-
gonale“ versucht, einen Fuß in jedem nationalen Lager zu behalten, das hieß:
Sie nutzte die Rivalitäten innerhalb des jeweiligen politischen Spektrums, um
Parteien oder auch verschiedene Flügel von Parteien gegeneinander auszu-
spielen. Mit der Ausschaltung des Parlaments, der im September 1914 auch
die Aufhebung der Immunität der Abgeordneten folgte, wurde die Politik –

19 Kucera (Hrsg.): Tobolka (wie Anm. 7), 15. Februar 1917.
20 Jan Galandauer: Franz Fürst Thun. Statthalter des Königreiches Böhmen. Wien 2014,

S. 321 f.
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wie es einmal treffend ausgedrückt wurde – reprivatisiert.21 Die Konventikel
und Tischrunden, die sich während der parlamentslosen Zeit bildeten, bedeu-
teten eine gewisse Gefahr für die etablierten Hierarchien der Fraktionen und
Parteivereine. Um diese Gefahren zu steuern, kam es auf deutscher wie auf
tschechischer Seite 1915/16 zu Versuchen, parteienübergreifende Verbände zu
schaffen, einen nationalen Burgfrieden zustande zu bringen, wenn schon kei-
nen „österreichischen“, insbesondere aber auch das zersplitterte bürgerlich-
liberale Spektrum zu einigen.

Bürgerliche Sammlungspolitik und Domestizierung der Radikalen

Deutsche und Tschechen gingen dabei von unterschiedlichen Nahzielen aus,
folgten jedoch einem gemeinsamen Trend. Bei den Deutschen ging es darum,
ihre Kräfte zu bündeln, um das Eisen zu schmieden, solange es noch heiß war,
sprich: der Regierung noch während des Krieges jene Zugeständnisse abzu-
trotzen, die Stürgkh zwar immer wieder augenzwinkernd zugesagt hatte, die
er jedoch gern auf den St. Nimmerleinstag oder doch zumindest auf das
Kriegsende vertagt hätte: Von Mitteleuropa im großen bis zur nationalen Au-
tonomie im kleinen, beileibe nicht für alle Völker des Reiches, sondern speziell
zugeschnitten auf die Wünsche der Sudetendeutschen („administrative Zwei-
teilung Böhmens“).

Bei den Tschechen handelte es sich zunächst einmal darum, ihre politische
Handlungsfähigkeit zu bewahren, sobald ein wesentlicher Teil ihrer politi-
schen Eliten in den Augen der Wiener Regierung arg kompromittiert erschien.
Gleichzeitig sollte ein Riss innerhalb der Tschechen, die von Wien oft gefor-
derte feinsäuberliche Scheidung in potenziell hochverräterische „Radikale“
und schwarz-gelbe, loyale „Gemäßigte“ vermieden werden. Wie der Krieg
ausgehen würde, stand schließlich in den Sternen: Klar war nur, dass sich alle
geirrt hatten, die mit einem raschen Sieg der einen oder anderen Seite gerechnet
hatten. Wichtig war, für jede Eventualität gerüstet zu sein, oder wie es Antonin
Švehla, der Obmann der Agrarier, ausdrückte: zwei Eisen im Feuer zu ha-
ben.22

4.

21 John Boyer: Culture and Political Crisis in Vienna. Christian Socialism in Power, 1897-1918.
Chicago 1995, S. 379.

22 Lubos Velek: Die tschechischen bürgerlichen Parteien im Weltkrieg 1914-1918. In: Heeres-
geschichtliches Museum (Hrsg.), Der Erste Weltkrieg und der Vielvölkerstaat. Symposium
4. November 2011. Wien 2012, S. 165-178, hier S. 174; H. Louis Rees: The Czechs during
World War I. The Path to Independence. Boulder 1992, S. 54; Victor Mamatey: The Union
of Czech Political Parties in the Reichsrat. In: Robert A. Kann/Bela Kiraly/Paula S. Fichtner
(Hrsg.), The Habsburg Empire in World War I. New York 1977, S. 3-28, hier S. 8 bezeichnet
Švehla als den „tschechischen Giolitti“.
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In dieser speziellen Situation waren übrigens gerade die Konkurrenten der
Liberalen, die beiden Massenparteien, Agrarier und Sozialdemokraten, äußerst
interessiert daran, im städtisch-bürgerlichen Lager einen paktfähigen Partner
zu haben, der eine nationale Einheitsfront komplettieren sollte. Denn die bei-
den berufenen Vertreter dieses Milieus, Jungtschechen und Nationalsozialis-
ten, waren beide vom Wirken der Militärjustiz schwer in Mitleidenschaft ge-
zogen und daher zum Teil aktionsunfähig. Die Lösung lag in der Gründung
einer Sammelpartei, die beide umfassen sollte, dazu auch noch alle Kleinpar-
teien,23 inklusive der nur mehr in Spurenelementen vorhandenen sogenannten
„Alttschechen“, des konservativen Restes der alten Nationalpartei der siebzi-
ger und achtziger Jahre. Ausgerechnet ihrem Doyen, dem achtzigjährigen Ka-
rel Mattuš, übertrug man auch die Führung der neuen Partei, die im Frühjahr
1916 aus der Taufe gehoben wurde. Man wollte eine bürgerliche Einheitspartei
schaffen, gerade weil man sich ganz offensichtlich nicht einig war, zumindest
in den Erwartungen über den Kriegsausgang. Die Verfolgten und Verhafteten
wurden nicht „ausgegrenzt“: Dem verhafteten Jungtschechen-Chef Kramař
z.B. wurde für den Fall seines Freispruches ausdrücklich die Anwartschaft auf
die Obmannstelle der neuen Partei freigehalten. Die „Radikalen“ wurden von
der persönlichen Solidarität getragen, aber durch den Wechsel der Kulissen
politisch neutralisiert. Sie konnten unter geänderten Umständen – im Sinne der
Zwei-Eisen-Theorie – wiederum nützliche Dienste leisten, sobald sich die Sie-
geschancen wieder mehr der Entente zuneigten, stellten in der Zwischenzeit
aber keine Belastung mehr dar.24

Bei den Deutschen war die Ausgangsposition eine andere, in gewissem
Sinne spiegelverkehrte: Der Krieg wurde von allen politischen Parteien bejaht;
nur Sozialdemokraten und Alldeutsche waren stolz darauf, ihre Stimme so
lange wie möglich gegen den Krieg erhoben zu haben, nahmen sich von der
Kriegssolidarität aber ebenfalls nicht aus. Seit dem Herbst 1915 sonnte man
sich in der Gewissheit des sicheren Sieges. Doch auch hier wirkte der Imperativ
der nationalen Solidarität. Der Unterschied war: Während bei den Tschechen
die katholisch-nationale Partei ins Abseits gedrängt wurde, waren es bei den
Deutschen die Sozialdemokraten, die ihren internationalen Charakter beibe-
halten wollten. Dafür galten die Kulturkampffronten als weitgehend überwun-
den. Nationalverband und Christlichsoziale einigten sich im Herbst 1915 auf
gemeinsame „Richtlinien zur deutschen Politik“, die im Jänner 1917 noch ein-
mal in einem „Zehn Punkte Programm“ zusammengefasst wurden. Im Nach-
hinein ist der nationale Grundzug dieses Programms oft als Sündenfall der
Christlichsozialen interpretiert worden; für die Zeitgenossen war der umge-

23 Auch Masaryks Realisten waren inbegriffen; sein Vertrauensmann Přemysl Šamal erklärte
sich mit dem Manöver im Prinzip einverstanden.

24 Otto Urban: Die tschechische Gesellschaft 1848 bis 1918, Wien 1994, S. 869 f.; Rees, Czechs
(wie Anm. 22), S. 19 f.
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kehrte Eindruck vorherrschend. Die Christlichsozialen hatten sich durchge-
setzt, nicht bloß in Kulturkampffragen, sondern auch in punkto Länderauto-
nomie, die sie gestärkt wissen wollten.25

Auch hier sollte der Einigung im Großen eine Einigung innerhalb des
deutschfreiheitlichen Lagers zur Seite gestellt werden. Ein großer Teil des Na-
tionalverbandes war auf der Ebene der Kronländer in Parteivereinen organi-
siert, z.B. der Fortschrittspartei, im Reichsrat jedoch fraktionslos. Seit der
Gründung des Nationalverbandes gab es – von den Agrariern abgesehen – nur
mehr eine klar abgegrenzte Fraktion innerhalb des Dachverbandes, die
Deutschradikalen, die bürgerliche Mehrheitspartei Deutschböhmens, Mehr-
heitspartei freilich im Sinne der französischen Gaullisten in der V. Republik:
Mit einem Stimmenanteil von ca. 20 % schaffte man es in der Regel in den
zweiten Wahlgang und setzte sich dort in der Stichwahl gegen die Sozialde-
mokraten durch. Solange auch die deutschböhmischen Agrarier in taktischen
Fragen meist der Führung der Deutschradikalen folgten, verfügte diese Kom-
bination innerhalb des Nationalverbandes über eine knappe, allerdings nicht
sehr belastbare Mehrheit.

Doch zwischen dem Nationalverband und der deutschböhmischen Lobby
begann sich spätestens Ende 1915 ein Zwiespalt abzuzeichnen. Viele Mitglie-
der des Nationalverbandes waren an Vorstößen beteiligt, entweder den Reichs-
rat wiedereinzuberufen oder zumindest das Ministerium Stürgkh abzulösen.
Stürgkh hingegen wusste sich der Unterstützung der Deutschradikalen zu ver-
sichern mit dem Versprechen, er werde zum gegebenen Zeitpunkt ihre Wün-
sche, was die Zweiteilung Böhmens betraf, mittels Oktroi durchzusetzen wis-
sen, sofern er daran nicht von einem unberechenbaren Parlament gehindert
werde. Die Politik der Diagonale feierte Triumphe, wenn Stürgkh auf der einen
Seite im Prozess gegen Kramař – den Gottseibeiuns der Deutschnationalen –
für den Angeklagten aussagte, auf der anderen Seite mit der Nibelungentreue
des deutschradikalen Volkstribunen Karl Hermann Wolf rechnen konnte.

Gegen die Dominanz der Deutschradikalen begann sich im Frühjahr 1916
eine Gegenbewegung zu formieren, die – ganz nach dem Muster der tsche-
chischen Bestrebungen – den Nationalverband zu einer Einheitspartei umge-
stalten wollte. Die Deutschradikalen wären damit integriert, aber auch domes-
tiziert worden. Die Parallelen waren unübersehbar, mit dem kleinen Unter-
schied freilich, daß es sich bei den Radikalen auf deutscher Seite nicht um
Gegner, sondern – zumindest im Augenblick – um die Patent-Anhänger der
Regierung handelte. Die Bewegung zur Reform des Nationalverbandes ging
von den Gründervätern der Deutschnationalen in den Alpenländern aus, dem

25 Als Gegner dieser Anlehnung an die Christlichsozialen profilierte sich das Organ der deutsch-
böhmischen Fortschrittlichen, das Prager Tagblatt, vgl. auch Heinz Meier, Die österreichi-
schen Christlichsozialen während des Ersten Weltkrieges. Ungedr. Phil. Diss. Wien 1966,
S. 38-42 u. 55.
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Kärntner Otto Steinwender und dem Oberösterreicher Karl Beurle. Sie erhielt
Zulauf aus allen möglichen Richtungen: So schlossen sich ihr Friedmann in
Wien und auch viele der Fortschrittlichen aus den Sudetenländern an.

Der Trend zur immer stärkeren Differenzierung des Parteiensystems, wie
er besonders bei den Tschechen die Vorkriegszeit bestimmt hatte, wurde von
einer Tendenz abgelöst, Ballast abzuwerfen und sich um die stärkeren Batail-
lone zu scharen. Dieser Befund erscheint haltbar, selbst wenn die konkreten
Anläufe zur Bildung einer bürgerlich-freisinnigen Einheitspartei schließlich in
beiden Fällen stecken blieben: Die bürgerliche Einheitspartei löste sich bei den
Tschechen bereits im Mai 1916 stillschweigend wiederum auf. Auf deutscher
Seite brachte Steinwender im September 1916 nur eine Fraktion der Frakti-
onslosen innerhalb des Nationalverbandes zustande. Doch auch diese „Ar-
beitsgemeinschaft“ war immerhin imstande, den Deutschradikalen Paroli zu
bieten und eine Resolution für die Einberufung des Parlaments zu verabschie-
den.26

Der Schwanengesang des Parlaments

Ministerpräsident Stürgkh wurde am 21. Oktober 1916 beim Mittagessen im
Hotel Meißl & Schadn vom Sohn des sozialdemokratischen Parteivorsitzenden
Viktor Adler erschossen. Das Attentat wurde mit Stürgkhs Ablehnung des
Parlaments motiviert, war jedoch in erster Linie Ausfluss einer innerparteili-
chen Kontroverse (einmal ganz abgesehen vom Vater-Sohn-Konflikt im Hause
Adler).27 Der junge Kaiser Karl, ein Monat nach dem Attentat zur Regierung
gekommen, kokettierte noch eine Zeitlang mit dem Oktroi, entschied sich im
Frühjahr 1917 jedoch gegen einen „Staatsstreich von oben“. Die genauen Um-
stände dieser Abkehr von den bisherigen Planungen, die mit der Russischen
Revolution und der Haltung der tschechischen Sozialdemokraten, mit dem
vorläufigen Scheitern der austro-polnischen Lösung und den Friedensbemü-
hungen Czernins zu tun haben, sollen hier nicht weiter erörtert werden.

Innerhalb des Nationalverbandes hatte Steinwenders Richtung seit langem
ihre Zweifel bekundet, ob Stürgkh und seine Nachfolger ihre Versprechungen
auch tatsächlich einhalten würden. Steinwender suchte deshalb auch den Kon-
takt zu den Tschechen. Unter den Deutschböhmen war es in erster Linie der

5.

26 Höbelt, Kornblume (wie Anm. 12), S. 333 ff.
27 Der Attentäter, Friedrich Adler, war ein Anhänger Haases und der Richtung, die im Reich

zur Gründung der USPD führte; sein Vater Viktor Adler, als Führer der „Mehrheitssozialis-
ten“, vermochte eine solche Spaltung jedoch zu vermeiden, vgl. Rudolf Neck: Arbeiterschaft
und Staat im Ersten Weltkrieg 1914-1918, Bd. 1. Wien 1964, S. 64-66 u.122-143; Wolfgang
Maderthaner: Friedrich Adler und Graf Stürgkh – zur Psychopathologie eines Attentats. In:
Ders./Michaela Maier (Hrsg.), Physik und Revolution. Wien 2006, S. 19-53.

162

https://doi.org/10.5771/9783845256511_151 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845256511_151
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/


parteilose Rudolf Lodgman von Auen, der spätere Obmann der Deutschen
Nationalpartei in der Ersten Tschechoslowakischen Republik, der das blinde
Vertrauen seiner Landsleute auf die Hilfe „von oben“, von der Wiener Regie-
rung, oder „von außen“, vom Deutschen Reich, für verfehlt hielt. Man solle
sich „nicht immer zum allseits verhaßten Polizeibüttel des Staates hergeben“,
sondern auf der Basis der nationalen Autonomie einen Ausgleich mit den
Tschechen suchen. Allerdings stieß er mit dieser Idee 1917 weder auf der einen
noch auf der anderen Seite auf viel Verständnis.28

Die Wiedereinberufung des Parlaments Ende Mai 1917 war von zwei still-
schweigenden Voraussetzungen begleitet. Für die Regierung galt: Hatte man
den Reichsrat nach langem Zögern doch noch einberufen, so konnte man ihn
nicht einfach kurz darauf ohne Gesichtsverlust wiederum „heimschicken“.
Eine Rückkehr zum Notverordnungsregime wäre als Eingeständnis des Schei-
terns zu verbuchen gewesen, als ein Prestigeverlust nach außen, den man nach
Möglichkeit zu vermeiden suchte. Auf der anderen Seite hatten auch die Ab-
geordneten in den drei Jahren des „Säbelregiments“ den Wert der parlamen-
tarischen Immunität zu schätzen gelernt und waren ebenso wenig bereit, diese
Sicherheiten aufs Spiel zu setzen. Die Hoffnungen auf eine Verständigung
zwischen den Nationen erfüllten sich nicht. Im Gegenteil: Die Öffentlichkeit
der Kontroversen leistete einer Verschärfung der Gegensätze Vorschub. Den-
noch erlebte das altösterreichische Parlament so etwas wie einen Altweiber-
sommer, ohne jede Anzeichen von Obstruktion. Fundamentalopposition äu-
ßerte sich im Niederlegen von Ausschussmandaten und Referaten, nicht in
turbulenten Szenen, wie sie das österreichische Abgeordnetenhaus einst be-
rühmt-berüchtigt gemacht hatten.

Bei den Tschechen nahmen die innerparteilichen Spannungen nach der Ein-
berufung des Parlaments, das von den Abgeordneten konkrete Entscheidungen
forderte, bei fast allen Gruppen zu. Umso mehr bewährte sich die Politik der
zwei Eisen im Feuer. Der Česky Svaz, der Verband aller tschechischen Ab-
geordneten, vermied es, sich für Regierungskombinationen oder auch nur für
die Mitarbeit an Verfassungsentwürfen einfangen zu lassen, die eine allfällige
Besserstellung nach Kriegsidee präjudizieren oder der Arbeit Masaryks im Exil
die Legitimation entziehen könnten. Als entscheidend erwies sich in diesem
Zusammenhang eine Abstimmung am 12. Juli 1917, die auf Grund des Votums
der Agrarier mit 43 über 39 Stimmen knapp gegen eine „aktivistische“ Politik
der positiven Mitarbeit ausfiel. Während Švehla diese Entscheidung mittrug,
legten die Wortführer des „Aktivismus“ bei den Jungtschechen, Tobolka, und
den Sozialdemokraten, Šmeral, bald darauf ihre Parteifunktionen nieder. Hier

28 Kucera (Hrsg.): Tobolka (wie Anm. 7), 31. März u. 1. Mai 1917; Lothar Höbelt: Zwischen
Militärregime und nationaler Autonomie. Die Pläne zur Veränderung der böhmischen Ver-
fassung im 1. Weltkrieg. In: Karel Maly/Ladislav Soukup (Hrsg.), Vyvoj ceske ustavnosti v
letech 1618-1918. Prag 2006, S. 757-764, hier S. 761.
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schlug sich eine Erwartungshaltung nieder, die von der Stimmung des Winters
1915/16 wiederum weit entfernt war und maßgeblich vom Kriegseintritt der
USA beeinflusst war, der selbst den schrittweisen Verlust der russischen Op-
tion im Laufe des Jahres 1917 aufwog.29

Anstelle der bürgerlichen Einheitspartei kam zumindest eine einheitliche
freisinnige Fraktion im Abgeordnetenhaus zustande, nicht mehr unter dem
konservativen Mattuš, sondern – als sichtbarer Ausdruck der Politik der zwei
Eisen im Feuer – diesmal unter dem gerade erst aus der Haft entlassenen Klofč.
Kramař wurde vom Kaiser im Juli 1917 zwar amnestiert, zusammen mit neun
seiner Kollegen als „verurteilter Verbrecher“ zu den Beratungen des Hauses
aber nicht mehr zugelassen.30 Er revanchierte sich dafür auf andere Weise. Ein
Beobachter notierte: „Bei den Tschechen ist jetzt gegen Kramař große Wut,
weil er selbst im Hintergrund bleibt, dafür aber durch die [Parteizeitung] Na-
rodny Listi die Abgeordneten in Alles hineinhetzt.“31 Als Kramar im Februar
1918 schließlich seine eigene Partei (Staatsrechtliche Demokratie, die späteren
Nationaldemokraten) gründete, nahm er nach außen hin das Programm der
bürgerlichen Einheitspartei wiederum auf; in Wirklichkeit handelte es sich da-
bei jedoch um jenen offenen Bruch zwischen „Radikalen“ und „Gemäßigten“,
den man so lange hatte vermeiden wollen; von den jungtschechischen Abge-
ordneten im Reichsrat folgte ihm damals zunächst nur ein einziger.

Auch auf deutscher Seite versuchten sich die frustrierten Deutschradikalen
mit der Sprengung des Nationalverbandes im Oktober 1917 Luft zu verschaf-
fen. Sie wollten die Regierung mit der Drohung des Übergangs in die offene
Opposition vor ein Entweder – Oder stellen. Wiederum spielte die militärische
Großwetterlage eine Rolle, der endgültige Kollaps Russlands und die Frie-
densverhandlungen von Brest-Litowsk, die zum Bruch mit dem Polenklub
führten. Die Wechselwirkung von Außen- und Innenpolitik kam erstmals seit
1878 voll zum Tragen. Die Regierung konnte im Abgeordnetenhaus auf keine
sichere Mehrheit mehr rechnen. Die Lage verschärfte sich sogar noch, als im
April 1918 infolge der Indiskretionen über die Kontakte Kaiser Karls nach
Frankreich die Sixtus-Affäre platzte und selbst die Person des Herrschers in
Mitleidenschaft zog.

In dieser Situation griff Ministerpräsident Seidler zum alten Kunstkniff, der
Opposition die Spitze abzubrechen, indem man ihren radikalen Flügel aus-
kaufte: Im Mai 1918 sagte er den Deutschradikalen die Erfüllung einiger ihrer
Forderungen bezüglich der administrativen Zweiteilung Böhmens zu. Die da-
mals zugesagte Errichtung einiger Kreisbehörden war an sich keine weltbe-

29 Rees, Czechs (wie Anm. 22), S. 39 f. u. 50-56; Kucera (Hrsg.): Tobolka (wie Anm. 7), 13. u.
25./26.7.1917.

30 Stenographische Protokolle des Abgeordnetenhauses, XXII. Session, S. 13 (30. Mai 1917).
Betroffen waren sechs Tschechen, zwei russophile Ukrainer und ein Slowene.

31 SOA Zamrsk, Parish-Tb. 3. Dezember 1917.
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wegende Maßnahme; grotesk überschätzt wurde von Freund und Feind ihr
symbolischer Charakter, als Bestätigung des „deutschen Kurses“ der Regie-
rung. Oder wie es das kritische ‚Prager Tagblatt’ einmal formulierte: Natürlich
handle es sich dabei um einen „Sturm im Wasserglas“: Doch leider ist „dieses
Glas, in dem der Sturm entfacht worden ist, unsere Welt, es ist Deutschböh-
men.“32

Im Sinne der Frage, wie sie im Deutschen Reich diskutiert wurde, nämlich
der Parlamentarisierung des Kabinetts, war in Österreich nahezu ein Kampf
mit verkehrten Fronten zu verzeichnen: Die „Gemäßigten“ sahen keine Mög-
lichkeit, in Kriegszeiten mit der Tradition der „neutralen“ Beamtenregierungen
zu brechen. Der Gang in die Opposition war für sie in dieser Situation ausge-
schlossen. Einige bürgerliche Abgeordnete wurden sogar schon zitiert: „In
dieser Situation könne man selbst einem Kabinett Klofáč nicht die Staatsnot-
wendigkeiten verweigern.“33 Es waren die Deutschradikalen mit ihrem Ent-
weder-Oder, die im Sommer 1918 eine deutsch-ukrainische Mehrheit (inklu-
sive der Sozialdemokraten!) zimmern oder zum § 14 Notverordnungsparagra-
phen zurückkehren wollten. Diese Strategie war der Mehrheit des National-
verbandes denn doch zu riskant. Sie desavouierte die Deutschradikalen und
ließ im Juli 1918 das Ministerium Seidler fallen. Nur ein halbes Dutzend Ab-
geordneter unter Oskar Teufel und Gustav Hummer rang sich daraufhin tat-
sächlich zum Gang in die Opposition durch und gründete die „Deutsche Un-
abhängigkeitspartei“, in diesem Sinne ein Pendant zu Kramařs Neugrün-
dung.34

Brot und Friede

Österreichische politische Kultur wurde auch im Kriege von staatsrechtlichen
und verwaltungstechnischen Fragen dominiert, die im direkten Zusammen-
hang mit den Nationalitätenkonflikten standen. Auch die Kriegszieldebatte war
vor diesem Hintergrund zu sehen. Die deutsch-polnische Allianz, wie sie sich
hinter den Kulissen in den ersten beiden Jahren gegen Stürgkh abzeichnete,
wies dabei gewisse Parallelen auf zur konservativen Fronde gegen Bethmann-
Hollweg im Reich. Die Übergriffe des AOK in den ersten beiden Jahren gingen
zweifelsohne sogar viel weiter als im Reich; mit der Demontage Conrads als
Generalstabschef 1916/17 ging jedoch eine sehr weitgehende Entmachtung des

6.

32 Prager Tagblatt, 13. Oktober 1917.
33 Neue Freie Presse 25./26. Juli 1918. Die Aussage wurde bereits am nächsten Tag dementiert,

war aber dennoch bezeichnend.
34 Lothar Höbelt, Karl I., der „Teufelspuk“ und die Deutschböhmen. In: Andreas Gottsmann

(Hg.), Karl I. (IV.), der Erste Weltkrieg und das Ende der Donaumonarchie. Wien 2007,
S. 47-58.
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Militärs einher. Der Aufstieg Hindenburgs und Ludendorffs im Rahmen von
„Oberost“ war ein Teil dieses Prozesses: Er steigerte die Macht des Militärs
im Reich, aber er hatte die gegenteilige Wirkung auf Österreich.

In gesellschaftspolitischen Fragen war der Nationalverband widerstreben-
den Trends ausgesetzt: Er rückte weltanschaulich nach rechts, praktisch nach
links. Auf der einen Seite stand die Konvergenz mit den Christlichsozialen, die
alte Kulturkampf-Fronten im Sinne eines „schwarz-blauen Blocks“ in den
Hintergrund treten ließ. Auf der anderen Seite stand der Konflikt zwischen
städtischen Konsumenten und agrarischen Produzenten, der auf Grund der
Versorgungskrise in Österreich noch viel schärfer ausgeprägt war als bei an-
deren kriegführenden Staaten. Die Fraktion der Christlichsozialen bestand
ganz überwiegend aus Agrariern; die Mehrzahl des Nationalverbandes vertrat
städtische Wahlkreise. Die Agrarier innerhalb des Nationalverbands aber wa-
ren bis zu einem gewissen Grad durch ihre spezifisch deutsch-böhmischen
Interessen immobilisiert.

Diese immer zentralere „Approvisierungsfrage“, der Lebensmittelmangel,
prägte auch die Reaktion des Bürgertums auf den massiven Zugriff des Staates
auf Gesellschaft und Wirtschaft. Konsumenteninteressen schufen Gemein-
samkeiten mit den Sozialdemokraten. So sehr die Führung der Sozialdemo-
kratie – schon einmal, um keine Parteispaltung nach reichsdeutschem Muster
zu provozieren – auch Wert darauf legte, sich in nationalen Fragen nicht vom
Nationalverband vereinnahmen zu lassen, die freiheitlichen Abgeordneten se-
gelten zwangsweise im Kielwasser der Sozialdemokraten, die eine immer
schärfere staatliche Bewirtschaftung der Lebensmittel forderten. Diese Ambi-
valenz wurde noch bei den letzten Verhandlungen um das Schicksal des Ka-
binetts Seidler deutlich: Deutschradikale und Sozialdemokraten hatten in der
Kriegszieldebatte heftig gegeneinander polemisiert, doch im Sommer 1918
waren die Deutschradikalen ohne weiteres bereit, für die Unterstützung eines
ihnen genehmen Kabinetts den Sozialdemokraten weitreichende Zugeständ-
nisse zu machen, von der Demokratsierung des Kommunalwahlrechts bis zur
Schaffung von Arbeiterkammern.35

Die Bewirtschaftung (und ihre Mängel) riefen freilich auch überall Gegen-
bewegungen hervor, die bis zu einem gewissen Grad liberale Themen aufgrif-
fen. Schon die Mitteleuropa-Bewegung war zum Teil von freihändlerischen
Strömungen getragen worden, die sich gegen die österreichische Hochschutz-
zollpolitik mit ihren Kartellen wandte. Gegen die halbstaatlichen-halbprivaten
„Zentralen“, die vielfach auf Vorkriegskartelle als Instrument der Wirtschafts-
lenkung zurückgriffen, erhob sich 1918 eine Mittelstandsbewegung, die zwar

35 Vgl. das Tagebuch des Handelsministers Friedrich v. Wieser, des letzten Ausläufers der ös-
terreichischen Schule der Nationalökonomie, im Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, insbe-
sondere die Einträge vom 10. u. 13. Juli 1918.
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mit national-chauvinistischen Stimmungen unterlegt war und vielfach antise-
mitische Motive aufgriff, mit liberalen Zielsetzungen aber zweifellos ebenfalls
Berührungspunkte aufwies. Umgekehrt stand die Schwerindustrie, im ge-
mischtsprachigen Gebiet angesiedelt und mit starken Bindungen an das jüdi-
sche Milieu, zum Unterschied vom Reich der deutschnationalen Bewegung in
der Regel fern. Manche dieser Strömungen wären in Preußen vielleicht im
Einzugsbereich der Konservativen zu verorten gewesen. Doch eine konserva-
tive Partei jenseits des politischen Katholizismus gab es in Österreich eben
nicht.

Ihren Höhepunkt erlebte diese „Verwerfung“ liberaler Themen zweifellos,
sobald die schweigende Mehrheit der Agrarier nach 1918, bis zum Ende der
Inflationszeit, zu Befürwortern des laissez faire mutierten,36 während die so-
genannten Nationaldemokraten, die in Österreich die Reste des Nationalver-
bands als Kristallisationspunkt der späteren Großdeutschen Volkspartei ab-
lösten, offen gestanden: „Von der Sozialdemokratie trennt uns vielfach nur
deren internationaler Charakter.“37 Die Ausnahmesituation der Kriegswirt-
schaft hatte die ordnungspolitischen Orientierungen nachhaltig durcheinander
gebracht. Die Nachkriegszeit war geprägt von einem national-sozialen Dis-
kurs, gegen den liberal-konservative Strömungen erst langsam wieder an Bo-
den gewannen. Für Deutsche wie für Tschechen brachte der Krieg die Abkehr
vom Vielvölkerstaat, ein Prozes, der in der Tschechoslowakei gerne als „Ent-
österreicherung“, in Österreich später einmal als „Habsburg-Kannibalismus“
bezeichnet wurde.

36 Ulrich Kluge: Bauern, Agrarkrise und Volksernährung in der europäischen Zwischenkriegs-
zeit. Studien zur Agrargesellschaft und –wirtschaft der Republik Österreich. Stuttgart 1988.

37 Lothar Höbelt: Deutschnationale – Nationaldemokraten – Großdeutsche – Bauernpartei. Das
„nationale Lager“ 1918-1922. In: Willibald Rosner/Reinelde Motz-Linhart (Hrsg.), Nieder-
österreich 1918-1922. St. Pölten 2007, S. 101-135, hier S. 106.
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Grafischer Anhang
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